
mittlungsverfahren ausgeführt wurde, gilt entspre­
chend auch für das gerichtliche Verfahren. Jedoch sind 
hier, da die Gerichte verpflichtet sind, über die Ableh­
nung jedes gestellten Beweisantrags zu entscheiden 
(§ 223 Abs. 3 StPO), noch einige weitere Bemerkungen 
erforderlich:
Zunächst ist auch hier davon auszugehen, daß dem Ge­
schädigten und seinem Rechtsanwalt das Recht, 
Beweisanträge zu stellen, insoweit zusteht, als es zur 
Klärung des Entstehens und der Höhe des Schadens 
notwendig ist. Stellt der Geschädigte oder sein Rechts­
anwalt Beweisanträge, die über diesen Rahmen hin­
ausgehen, so bedarf es keines besonderen Ablehnungs­
beschlusses des Gerichts.
Im engen Zusammenhang hiermit steht die Frage, in­
wieweit das Gericht einen Ablehnungsbeschluß über 
einen gestellten Beweisantrag fassen muß, der kompli­
zierte Beweisfragen zur Feststellung der Höhe des 
Schadenersatzanspruchs zum Gegenstand hat. Ist die 
Entscheidung über die Höhe des geltend gemachten 
Schadenersatzanspruchs im Strafverfahren unzweck­
mäßig, dann ist die Sache insoweit gemäß § 242 Abs. 5 
StPO an die zuständigen Kammern bzw. Senate für 
Zivil- oder Arbeitsrechtssachen zu verweisen. Das Ge­
richt kann deshalb diejenigen Beweisanträge des Ge­
schädigten zur Feststellung der Höhe des Schadener­
satzanspruchs ablehnen, die das Strafverfahren wegen 
der Kompliziertheit und ihres Umfangs belasten. Dem 
Geschädigten bleibt es unbenommen, auf der Grund­
lage der Verweisung gemäß § 245 Abs. 5 StPO in dem 
anschließenden Zivil- oder Arbeitsrechtsverfahren die 
Beweisanträge zu stellen.
In diesem Zusammenhang ist noch darauf hinzuwei­
sen, daß dem Geschädigten ein Beschwerderecht gegen 
die Ablehnung eines Beweisantrags nicht zusteht, da 
ein solcher Beschluß des Gerichts in der Hauptver­
handlung der Urteilsfällung vorausgeht (§ 305 Abs. 3 
Satz 1 StPO).

Der Geschädigte hat das Recht, sich — soweit Protest 
oder Berufung gegen ein Urteil eingelegt werden — 
am Rechtsmittelverfahren zu beteiligen. Nach § 310 
StPO kann der Geschädigte dann, wenn in erster In­
stanz über seinen Schadenersatzanspruch mit entschie­
den und weder Protest noch Berufung eingelegt wurde, 
gegen die Festsetzung der Höhe des Schadenersatzes

Beschwerde einlegen. Dieses Recht steht ihm auch dann 
zu, wenn sein Beweisantrag im Verfahren erster In­
stanz abgelehnt wurde.

Fragerecht und Anwesenheit in der Hauptverhandlung

Das Fragerecht der Verfahrensbeteiligten an Ange­
klagte, Zeugen, Vertreter von Kollektiven oder Sach­
verständige ist in den §§ 229, 70 Abs. 2 und 68 StPO 
erschöpfend geregelt. Danach steht weder dem Geschä­
digten noch dem ihn vertretenden Rechtsanwalt ein 
unmittelbares Fragerecht zu. Wenn im StPO-Lehrkom- 
mentar ausgeführt wird: „Zur Gewährleistung seiner 
Rechte (§ 17) ist auch dem Geschädigten zu gestatten, 
Fragen zu stellen“/3/, so bedeutet das lediglich, daß 
der materiell geschädigte Bürger, ebenso wie jeder 
durch eine Straftat Geschädigte, den Vorsitzenden des 
Gerichts ersuchen kann, bestimmte Fragen zu stellen. 
Nach Erhebung der entsprechenden Beweise zur Ent­
stehung und Höhe des Schadenersatzanspruchs in der 
Hauptverhandlung ist dem Geschädigten oder dem ihn 
vertretenden Rechtsanwalt Gelegenheit zu geben, sich 
im Rahmen der Beweisaufnahme dazu zu äußern. Eine 
Beteiligung des Geschädigten oder seines Rechtsan­
walts an den Schlußvorträgen ist nach § 238 StPO nicht 
vorgesehen.
Bei der Frage, ob der Geschädigte gemäß §§ 211, 233 
StPO dauernd oder zeitweilig von der Teilnahme an der 
Hauptverhandlung ausgeschlossen werden darf, ist u. E. 
davon auszugehen, daß das Gericht in seinem Beschluß 
über den Ausschluß der Öffentlichkeit (§ 211 StPO) 
darüber mit zu entscheiden hat, ob der Geschädigte 
oder der ihn vertretende Rechtsanwalt in der Verhand­
lung anwesend sein darf.
Ein besonderes Problem schließlich tritt in solchen 
Fällen auf, in denen der Geschädigte zugleich Zeuge 
ist. Hier ist im Interesse der Wahrheitsfindung die Zeu­
genpflicht den Rechten des Geschädigten und ihrer 
Wahrnehmung überzuordnen. Das bedeutet, daß dem 
Geschädigten immer dann, wenn er als Zeuge vernom­
men worden ist, Gelegenheit gegeben werden muß, sich 
zu seinem Schadenersatzanspruch zu äußern und sach­
dienliche Anträge zu stellen. In diesen Fällen hat er 
aber kein Recht auf eine ununterbrochene Anwesen­
heit in der Hauptverhandlung.

13/ StPO-Lehrkommentar, Berlin 1968, Anm. 2 zu § 229 (S. 267).

Dr. HELMUT KEIL, Richter am Obersten Gericht

Erhöhung der Wirksamkeit der Rechtsprechung
durch richtige Anwendung des beschleunigten Verfahrens
Einige Rechtspflegeorgane in den Bezirken haben erneut 
die Frage diskutiert, unter welchen Voraussetzungen in 
Strafsachen ein beschleunigtes Verfahren durchzufüh­
ren ist. So wurde z. B. die Auffassung vertreten, daß 
das beschleunigte Verfahren generell in allen Straf­
sachen angewandt werden müsse, in denen der Sachver­
halt einfach, der Beschuldigte geständig und die sofor­
tige Verhandlung möglich ist (§ 257 StPO) und in denen 
die nach § 258 StPO zulässigen Maßnahmen der straf­
rechtlichen Verantwortlichkeit ausreichend erscheinen. 
Andererseits ist aber auch die Ansicht geäußert worden, 
daß das beschleunigte Verfahren wegen seiner Beson­
derheiten möglichst überhaupt nicht angewandt werden 
sollte.
Nach Beratung dieser Problematik im Kollegium für 
Strafsachen des Obersten Gerichts sind hierzu folgende 
Bemerkungen notwendig:

Zur Verwirklichung der Aufgaben des Strafverfahrens 
im beschleunigten Verfahren

Bei der Beantwortung der Frage, unter welchen Um­
ständen das beschleunigte Verfahren anzuwenden ist, 
ist von den Aufgaben des sozialistischen Strafverfah­
rens auszugehen. Nur unter diesem Aspekt können In­
halt und Zielstellung des beschleunigten Verfahrens 
richtig erfaßt und eingeordnet werden. Nach § 2 Abs. 1 
StPO ist durch das sozialistische Strafverfahren zu ge­
währleisten, „daß im gemeinsamen Interesse der sozia­
listischen Gesellschaft und jedes Bürgers jede Straftat, 
ihre Ursachen und Bedingungen und die Persönlichkeit 
des Beschuldigten und des Angeklagten unter unmittel­
barer Mitwirkung der Bürger zur Feststellung der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit allseitig und be­
schleunigt aufgeklärt und jeder Schuldige unter genauer 
Beachtung des gesetzlichen Straftatbestandes durch das
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